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Aktenzeichens 7 AZR 309/89
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 13. Juni 1990- 7 AZR 309/89 -
I. Arbeitsgericht Oldenburg
II. Landesarbeitsgericht Niedersachsen

Urteil vom 6. Juni 1988
- 3 Ca 46/88 -
Urteil vom 19- December 1988
- 12 Sa 1293/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Befristetes Arbeitsverhältnis - Vertretung wg. Erzie­
hungsurlaubs

Gesetz: Bundeserziehungsgeldgesetz - BErzGG - § 21 Abs. 1 und 3
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7 AZR 309/89
12 Sa 1293/88 Niedersachsen

-

Verkündet am 
13. Juni 1990
Range,
Regierungsobersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP*
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hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 13» Juni 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Seidensticker, die Richter Dr. 
Steckhan und Schliemann sowie die ehrenamtlichen Richter 
Neumann und Kleeschulte für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Ni sdersachsen 
vom 19. Dezember 1988 - 12 Sa 1293/88 - auf­
gehoben.

Die Berufung der Beklagten gegen las Urteil 
des Arbeitsgerichts Oldenburg vom 6. Juni 
1988 - 3 Ca 46/88 - wird mit der Haßgabe zu­
rückgewiesen, daß zugleich die Widerklage ab­
gewiesen wird.

Die Beklagte hat auch die Kosten 1er Berufung 
und der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  ! 

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob das zwischen ihnen ver­
einbarte befristete Arbeitsverhältnis über len 31. Januar 1988
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hinaus unbefristet fortbesteht
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Die Beklagte beschäftigte die im Jahre 1961 geborene Kläge­
rin aufgrund zweier befristeter Arbeitsverträge seit dem 15. Ok­
tober 1985 im Arbeitsamt 0 als Hilfsbearbeiterin für
Kindergeld.

Die Parteien vereinbarten am 15. Oktober 1985 ein auf 18 
Monate befristetes Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsför­
derungsgesetz, und zwar für die Zeit vom 15. Oktober 1985 bis zum 
14. April 1987. Die Klägerin wurde in die VergGr. VII MTA ein­
gruppiert. Ab dem 16. Februar 198? wurde sie vorübergehend höher­
wertig als Bearbeiterin in der Kindergeld-Leistungsstelle einge­
setzt. Ihre Vergütung wurde mittels einer persönlichen Zulage 
entsprechend aufgestockt. »

*
Am 24. März 1987 schlossen die Parteien schriftlich einen 

weiteren befristeten Arbeitsvertrag. Danach wurde die Klägerin ab 
dem 15. April 1987 als vollbeschäftigte Angestellte "auf bestimm­
te Zeit nach der Anlage 2 a (SR 2 a) zum MTA", und zwar "als Aus­
hilf sangestellte zur Vertretung für die Zeit der Mutterschutz­
frist bzw.. des Erziehungsurlaubes der Angestellten K "
beim Arbeitsamt 0 eingestellt. Als "Nebenabrede" wurde
vereinbart, daß für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses § 21 
Abs. 1 bis 5 Bundeserziehungsgeldgesetz (BErzGG) gelten sollte.

Frau K war Bearbeiterin beim Arbeitsamt 0
Sie befand sich bei Abschluß des Vertrages vom 24. März 1987 in 
der ersten Schutzfrist gern. § 3 Abs. 2 MuSchG. Geburtstermin 
sowie Ende der zweiten Schutzfrist gern. § 6 Abs. 1 MuSchG standen
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noch nicht fest. Frau K hatte erklärt, Erziehungsurlaub
in Anspruch nehmen zu wollen. Beginn und Dauer des Erziehungsur­
laubes waren zu diesem Zeitpunkt noch ungewiß.

Die Klägerin vertrat die Angestellte K nicht unmit­
telbar. Die Beklagte verlängerte vielmehr für die Dauer der Abwe 
senheit der Frau K den höherwertiger Beschäftigungsauf­
trag der Klägerin als Bearbeiterin in der Kindergeld-Leistungs­
stelle. Die Vergütung blieb unverändert. Sie betrug zuletzt 
monatlich 2.600,—  DM brutto.

Am 23. April 1987 teilte Frau K der Beklagten den
Geburtstermin sowie die gewünschte Dauer des Erziehungsurlaubes 
mit.

Mit Schreiben vom 24. April 1987 teilte die Beklagte der 
Klägerin folgendes mit:

"Seit dem 15.04.1987 werden Sie für die Dauer 
der Mutterschutzfrist bzw. des Erziehungs­urlaubs der Angestellten C K
als Hilfsbearbeiterin für Kindergeld weiter­
beschäftigt .
Nach den derzeit vorliegenden Informationen 
wird Ihr Arbeitsverhältnis mit Ablauf des 31.01.1988 enden, da bis zu diesen Zeitpunkt 
Erziehungsurlaub bewilligt wurde.'

Am 26. November 1987 kündigte Frau K ihr Arbeits­
verhältnis.

Die Klägerin hat am 26. Januar 1988 die vorliegende Klage
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eingereicht. Sie hat vorgetragen, die zweite Befristungsabrede 
vom 24. März 198? verstoße gegen § 21 Abs. 3 BErzGG. Denn die 
Dauer der Befristung sei entgegen dieser Vorschrift nicht "kalen­
dermäßig bestimmt oder bestimmbar" vereinbart worden. Im Arbeits­
vertrag sei das Befristungsende vielmehr von zukünftigen ungewis­
sen Ereignissen abhängig gemacht worden. Mit dem späteren Schrei­
ben vom 24. April 1987 sei eine vertragli che Bestimmung des 
Befristungsendes nicht nachgeholt worden.

Im übrigen seien beide Befristungen sachlich nicht gerecht­
fertigt gewesen. Sie, die Klägerin, sei nicht zur Vertretung der 
Angestellten K beschäftigt worden. Sie habe Frau K

auch gar nicht vertreten können, da letztere als "Bearbeite­
rin" eine höhere Qualifikation besessen habe.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis 
der Parteien über den 31« Januar 1988 
hinaus unverändert fortbesteht.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie hat vorgetragen, "bestimmbar" i. S. von § 21 Abs. 3 
BErzGG heiße nicht "datenmäßig bestimmbar", sondern lediglich 
"ereignismäßig bestimmbar". Bei einer Befristung nach dem BErzGG
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vor der Geburt des Kindes müsse es ausreichen, daß das Befri­
stungsende ermittelbar sei. Im vorliegenden Falle sei zu erwarten 
gewesen, daß Frau K nach Ablauf der zweiten Schutzfrist
Erziehungsurlaub im gesetzlichen Umfange von damals zehn Monaten 
in Anspruch nehmen werde. Für beide Vertragsparteien sei klar 
gewesen, daß das Arbeitsverhältnis für die Dauer der zweiten 
Schutzfrist und - falls Frau K Erziehungsurlaub in An­
spruch nehmen werde - zusätzlich für die Dauer des Erziehungsur­
laubs begründet werden sollte. Damit sei das Ende der Befristung 
hinreichend bestimmbar gewesen.

Darüber hinaus müsse der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
lediglich so früh wie möglich mitteilen, wann das Ereignis ein- 
treten werde, das das Ende der Befristung auslösen solle. Im 
Streitfälle habe die Klägerin die Information bereits mit dem 
Schreiben vom 24. April 1987 erhalten.

Die allein zu überprüfende zweite Befristung sei außerdem 
gern. § 21 Abs. 1 BErzGG aus Gründen der mittelbaren Vertretung 
sachlich gerechtfertigt gewesen. Die Angestellte K sei
unmittelbar vertreten worden durch den Mitarbeiter B , der 
zuvor als Hilfsbearbeiter für Kindergeld tätig gewesen sei. Zur 
unmittelbaren Vertretung des Herrn B sei die Klägerin befri­
stet eingestellt worden.

Die Klägerin hat bestritten, den Hilfsbearbeiter B ver­
treten zu haben. Vielmehr sei sie seit dem 15. Februar 1987 als 
Bearbeiterin eingesetzt gewesen. Im übrigen sei der von ihr seit
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dem 15. Oktober 1985 eingenommene Arbeitsplatz der eines Mitar­
beiters namens G gewesen.

Die Beklagte hat hierauf erwidert: Da die Klägerin seit dem 
16. Februar 1987 vorübergehend höherwertig als Bearbeiterin in 
der Kindergeld-Leistungsstelle III 321 mit der Vertretung der An­
gestellten W beauftragt gewesen sei, habe man sie dort belas­
sen.

Das Arbeitsgericht hat der.Klage stattgegeben.

Gegen das arbeitsgerichtliche Urteil hat die Beklagte Beru­
fung eingelegt, mit der sie in erster Lirie ihren Klageabwei­
sungsantrag weiterverfolgt hat. Außerdem hat sie hilfsweise wi­
derklagend beantragt

festzustellen, daß das Arbeits\erhältnis der 
Parteien mit dem 31. März 1988 beendet worden 
ist.

Die Klägerin hat beantragt, die Berufung der Beklagten zu­
rückzuweisen und ihre Widerklage abzuweisen.

Das Landesarbeitsgericht hat das erstinstanzliche Urteil ab­
geändert und die Klage abgewiesen.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision er­
strebt die Klägerin die Wiederherstellung des erstinstanzlichen 
Urteils, während die Beklagte um Zurückweisung der Revision bit­
te t.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Be­
rufungsurteils und zur Wiederherstellung des der Klage stattge­
benden erstinstanzlichen Urteils sowie zur Abweisung der Wider­
klage der Beklagten.

Die im letzten Arbeitsvertrag der Parteien vom 24. März 1987 
vereinbarte Befristung ist unwirksam. Sie läßt sich entgegen der 
Ansicht des Landesarbeitsgerichts nicht auf § 21 Abs. 1 BErzGG 
stützen.

Nach § 21 Abs. 1 BErzGG liegt ein sachlicher Grund, der die 
Befristung eines Arbeitsvertrages rechtfertigt, vor, wenn ein Ar­
beitgeber einen Arbeitnehmer zur Vertretung eines Arbeitnehmers 
für die Dauer der Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzge­
setz oder für die Dauer eines zu Recht verlangten Erziehungsur­
laubs oder für beide Zeiten zusammen oder für* Teile davon ein­
stellt. Nach § 21 Abs. 3 BErzGG muß die Dauer der Befristung des 
Arbeitsvertrages kalendermäßig bestimmt oder bestimmbar sein. 
Während das Arbeitsgericht die hier zwischen den Parteien im Ar­
beitsvertrag vereinbarte Befristung bis zum Ende der Mutter­
schutzfrist bzw. des Erziehungsurlaubs der Angestellten K 
an der fehlenden kalendermäßigen Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit 
der Befristungsdauer hat scheitern lassen, hat das Landesarbeits­
gericht unter Berufung auf Winterfeld (Mutterschutz- und Erzie­
hungsurlaub, 1986, S. 79) einen Verstoß gegen das Bestimmtheits­
erfordernis des § 21 Abs. 3 BErzGG verneint. Zur Begründung hat
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es ausgeführt, die Dauer eines befristeten Arbeitsverhältnisses 
könne sowohl ereignismäßig als auch daturnsmäßig fixiert werden. 
Wenn § 21 Abs. 3 BErzGG verlange, daß die Dauer der Befristung 
des Arbeitsvertrages kalendermäßig bestir mt oder bestimmbar sein 
müsse, so spreche dies zwar zunächst für die Auslegung des Ar­
beitsgerichts, wonach die Ereignisbefristung "Zeit der Mutter­
schutzfrist bzw. des Erziehungsurlaubs” « in ungewisses Ende des 
Vertretungsfalles vorsehe und damit die l alendermäßige Bestimmt­
heit.fehle. Im Hinblick auf den Zweck det § 21 BErzGG - nämlich 
die Erleichterung der Einstellung von Erratzkräften - sowie die 
frühere Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, wonach eine Be­
fristung bis zum Ablauf der Mutterschützfr ist und gegebenenfalls 
des sich anschließenden Erziehungsurlaubs der Arbeitnehmerin zu­
lässig sei, müsse jedoch angenommen werden, daß trotz des Wort­
lauts des § 21 Abs. 3 BErzGG gegen die Zulässigkeit von Zweckbe­
fristungen im Rahmen des Bundeserziehungsgeldgesetzes keine Be­
denken bestünden.

Der Senat braucht die Frage, ob die Befristungsvereinbarung 
der Parteien dem Bestimmtheitserfordernis des § 21 Abs. 3 BErzGG 
widerspricht und deswegen unwirksam ist, nicht zu entscheiden.
Die Unwirksamkeit der Befristung ergibt sich bereits daraus, daß 
das Vorliegen eines Vertretungsfalles im Sinne des § 21 Abs. 1 
BErzGG und damit eines die Befristung rechtfertigenden sachlichen 
Grundes nicht dargetan ist. Das Landesarbeitsgericht ist zwar da­
von ausgegangen, daß die Klägerin zur - nittelbaren - Vertretung 
der im MutterSchafts- und anschließend in Erziehungsurlaub be­
findlichen Angestellten K einges1eilt worden sei. Es hat
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hierzu jedoch keine entsprechenden Tatsachen festgestellt. Der 
unstreitige Sachverhalt in Verbindung mit dem Vorbringen der Be­
klagten rechtfertigt die Annahme eines solchen Vertretungsfalles 
nicht.

Wie der Senat bereits in dem Urteil vom 8. Mai 1985 (BAGE 
49, 73, 77 = AP Nr. 97 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, 
zu I 2 b der Gründe) entschieden hat, ist für die Anerkennung ei­
nes Vertretungsfalles als Befristungsgrund erforderlich, daß 
durch den zeitweiligen Ausfall eines Mitarbeiters ein als vor­
übergehend anzusehender Bedarf an der Beschäftigung eines Arbeit­
nehmers entsteht und daß dieser Arbeitnehmer gerade wegen dieses 
Bedarfs eingestellt wird. Unerheblich ist, ob und gegebenenfalls 
in welcher Weise der Arbeitnehmer anläßlich dieser Einstellung 
eine Umverteilung der Aufgaben vornimmt. Zw .sehen dem zeitweili­
gen Ausfall eines Arbeitnehmers und der befristeten Einstellung 
des Aushilfsarbeitnehmers muß ein ursächlicher Zusammenhang be­
stehen. Die Vertretungskraft muß zwar nicht dieselben Aufgaben 
verrichten, wie sie der ausgefallene Arbeitnehmer verrichtet hat­
te. Es ist auch nicht erforderlich, der Vertretungskraft Aufgaben 
zu übertragen, die auch vom. Vertretenen vertraglich geschuldet 
waren. Der zeitweilige Ausfall eines Mitarbeiters und die dadurch 
bedingte Einstellung einer Ersatzkraft können eine Umorganisation 
dergestalt erfordern, daß ein völlig neuer Arbeitsplan erstellt 
wird, in dem die Aufgaben des zeitweilig ausgefallenen Mitarbei­
ters einem anderen Mitarbeiter übertragen werden, dessen bisheri­
ge Aufgaben nunmehr von einer Vertretungskraft wahrgenommen wer­
den müssen. Stets aber muß zwischen dem zeitweiligen Ausfall ei-
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nes Mitarbeiters und dem dadurch hervorgf rufenen Vertretungsbe­
darf einerseits und der befristeten Einstellung der Vertretungs­
kraft andererseits ein Kausalzusammenhang: bestehen. Daran fehlt 
es vorliegend.

Unstreitig hat die Klägerin nicht die Aufgaben der als Bear­
beiterin eingesetzten Angestellten K übernommen, sondern
weiterhin die Aufgaben einer Bearbeiterin in der Kindergeld-Lei­
stungsstelle III 321 verrichtet, die ihr bereits ab dem 16. Fe­
bruar 1987, also schon vor dem Abschluß des letzten Arbeitsver­
trages der Parteien, übertragen worden waren. Nach dem Vorbringen 
der Beklagten in ihrem Schriftsatz vom U . März 1988 wurde die 
Angestellte K unmittelbar vertreten durch den vorüberge­
hend als Bearbeiter beauftragten Angeste'lten Jürgen B , der 
als Hilfsbearbeiter für Kindergeld eingeietzt ist. Zur unmittel­
baren Vertretung des HiIfsbearbeiters B sei dann - wie die
Beklagte in dem genannten Schriftsatz weiter vorgetragen hat - 
die befristete Einstellung der Klägerin orgenommen worden. Nach­
dem die Klägerin dies aber mit Sehriftsat z vom 25. April 1988 be­
stritten und darauf hingewiesen hatte, d£ ß sie nach wie vor die 
Aufgaben einer Bearbeiterin in der Kinder geId-Leistungsstelle 
verrichtet habe, hat die Beklagte nunmehr in ihrem Schriftsatz 
vom 25. Mai 1988 vorgetragen, die Klägerin sei in der Kindergeld- 
Leistungsstelle III 321 mit der Vertretung der Angestellten W 
beauftragt worden.

Aus diesem Vorbringen der Beklagten ist nicht ersichtlich, 
inwiefern zwischen dem durch den zeitwei.' igen Ausfall der Ange-
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entstandenen Vertretungsbedarf und der befri­
steten Einstellung der Klägerin ein ursächlicher Zusammenhang be­
stehen soll, daß also die Einstellung der Klägerin wenigstens 
mittelbar zur Deckung des durch den Ausfall der Angestellten 
K hervorgerufenen Vertretungsbedarfs erfolgte.

Damit sind die Voraussetzungen der Vorschrift des § 21 
Abs. 1 BErzGG, auf die sich die Beklagte zur Rechtfertigung der 
Befristung ihres Arbeitsvertrages mit der Klägerin beruft, nicht 
erfüllt. Die Befristungsvereinbarung ist daher unwirksam, so daß 
zwischen den Parteien ein unbefristetes Arbeitsverhältnis be­
steht .

Die Klage ist mithin begründet, die Widerklage dagegen unbe­
gründet.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO.

Dr. Seidensticker Schliemann Dr. Steckhan
Kleeschulte Neumani
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